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HESSISCHER LANDTAG 

 

 
 

Änderungsantrag 
12.01.2023 

HHA 

Fraktion DIE LINKE 

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für die 
Haushaltsjahre 2023 und 2024 (Haushaltsgesetz 2023/2024) in       
der Fassung der Beschlussempfehlung und des Berichts des 
Haushaltsausschusses 
Drucksache 20/9640 zu Drucksache 20/9251 

Inhalt des Antrags: Verbesserung des ÖPNV-Angebots 

Einzelplan  07 Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen 

D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  

Zu Kapitel  07 15   Bezeichnung Allgemeine Bewilligungen Verkehr 

Produktnummer   069 Bezeichnung Förderung des ÖPNV-Angebots 

Veränderungen in Euro 2023 
von um auf 

Produkterfolgsplan 
Nr. Bezeichnung 

7 Summe Erträge 

14 Summe Aufwendungen 818.248.600 350.000.000 1.168.248.600 

Liquidität 

Einnahmen 

Ausgaben 

 Drucksache 20/10249 
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Veränderungen in Euro 2024 
von um auf 

Produkterfolgsplan 

Nr. Bezeichnung 

7 Summe Erträge 

14 Summe Aufwendungen 896.510.300 350.000.000 1.246.510.300 

Liquidität 

Einnahmen 

Ausgaben 

Weitere Änderungsbedarfe (Verpflichtungsermächtigungen, Stellen, Kennzahlen etc.) 

Inhaltliche Erläuterung/Begründung des Änderungsantrags 

Die vorübergehenden Fahrgastrückgänge durch die Pandemiesituation dürfen nicht von den längerfristigen 
Herausforderungen des Klimaschutzes und der Verkehrswende ablenken. Der Öffentliche Personennahverkehr soll 
gemeinsam mit dem Fuß- und Radverkehr das Rückgrat der Mobilität bilden. 

Der hessische ÖPNV steht vor erheblichen finanziellen Herausforderungen, um flächendeckend ein angemessenes und 
attraktives Mobilitätsangebot vorhalten und die Tarifsteigerungen im Personalbereich abdecken zu können. Um die in den 
kommenden Jahren zu erwartende Finanzierungslücke im hessischen ÖPNV zu schließen, stellt das Land fortan jährliche 
Mittel im konsumtiven und im Infrastrukturbereich zu Verfügung.  

250 Millionen Euro aus diesen Mitteln sollen für die Förderung von landesweiten Fahrpreissenkungen, insbesondere 9-Euro-
Sozialtickets und Schülertickets für alle Schülerinnen und Schüler bereitgestellt werden. 

Weiter 100 Millionen Euro soll das Land zur Ausweitung der ÖPNV Angebote bereitstellen.  

Wiesbaden, 12.01.23 

Für die Fraktion 
DIE LINKE 
Der Fraktionsvorsitzende: 

Jan Schalauske 
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